
Bu ndesvorstand 

Ronald Pofalla - neuer 
Generalsekretär 

ö'e CDU wird intensiv über 
'hr Grundsatzprogramm 

diskutieren und es überar- 
beiten. 

Das kündigte Partei- 
chefin Angela Merkel nach 
ejner Sitzung des Bundes- 
vorstands an, in der das Füh- 
rungsgremium den Bundes- 
tagswahlkampf 2005 analy- 

sierte. DieVorsitzendesprach 
von einer,.sehr nützlichen, in 
die Zukunft gerichteten De- 
batte" im Bundesvorstand, 
die von großer Ernsthaftig- 
keit getragen gewesen sei. In 
den rund 30 Wortmeldungen 

hätten sich die Redner auf 
die Frage konzentriert, wie 
die CDU das Vertrauen      • 

Brief des neuen 

Generalsekretärs an 

die Partei 
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Rheinland-Pfalz 

„Kräfte bündeln, 

Chancen nutzen - 

Offensive Ländlicher 

Raum" 
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Bundesvorstand 

HEUTE AKTUELL 

60 Jahre CSU: Herzli- 
chen Glückwunsch! (S. 4) 

Antrittsbesuch der 
Bundeskanzlerin in Po- 
len (S. 4) „Familienland 
Thüringen" (S. 5) Lan- 
desgeschäftsführerkon- 
ferenz (S. 5) Nieder- 
sachsen: Wulff benennt 
neuen Generalsekretär 
(S. 6) Landtagsfraktion 
Niedersachsen: Nach- 
wahlen zum Vorstand (S. 
6) Saarland: Selbstver- 
waltung des Handwerks 
gestärkt (S. 8) i NRW: 
Behindertenbeauftragte 
ernannt (S. 8) Hessen: 
„Schul-TÜV" gestartet (S. 
9) B& L. Meyer: Innovati- 
onsimpulse setzen (S. 10) 

P. Bleser: Grüne ka- 
schieren mangelnde Kon- 
trollen bei Gammelfleisch 
(S. 11) • K. Reiche/1. Aig- 
ner: Nationale Raum- 
fahrtstrategie erforder- 
liches. 11) W.Bömsen: 
Kultur ist Deutschlands 
Kernkompetenz (S. 12) • 
K. Riegert: Bürgerschaftli- 
ches Engagement stärken 
(S.   13) P.   Bleser/J. 
Klöckner: Weinqualität 
international festschrei- 
ben (S. 14) 

• der Menschen gewinnen 
könne. Die Vorsitzende be- 
richtete, man sei sich im 
Vorstand einig gewesen, 
dass in der Vergangenheit 
zu oft Erwartungen geweckt 
wurden, die von der Politik 
dann enttäuscht worden 
seien. Deshalb stimme man 
darin überein, dass es rich- 
tig gewesen sei, einen 
„Wahlkampf der Ehrlich- 
keit" zu führen. Die Bundes- 
kanzlerin verwies darauf, 
dass die Politik insbeson- 
dere unter Rot-Grün stets 
Erwartungen geweckt ha- 
be, die letztlich zu Enttäu- 
schungen geführt hätten. 
Dadurch sei das Vertrauen 
derMenschen in die Gestal- 
tungskraft von Politik er- 
heblich gestört worden. Für 
die CDU als Regierungspar- 
tei bestehe jetzt jedoch die 
„riesige Chance", das „Ver- 
hältnis von Erwartung und 
Erfolg wieder in eine Ba- 
lance zu bringen" und damit 
aus dieser Negativspirale 
auszubrechen. 

Als eine Kernfrage der 

gesellschaftlichen und poli- 
tischen Debatte identifi- 
zierte der Bundesvorstand 
die Frage „Was ist sozial? 
Was bedeutet das für die So- 
ziale Marktwirtschaft unter 
den Bedingungen des 21. 
Jahrhunderts?" Auch müsse 
eine Antwort auf die Frage 
gefunden werden, was diese 
Entwicklung für die christ- 

demokratischen Grund- 
werte Freiheit, Solidarität 

und Gerechtigkeit bedeute- 
lnden kommenden 20 bis 24 
Monaten sei die gesamte 
Partei deshalb aufgerufen. 
sichandieserGrundsatzdis- 

kussion zu beteiligen. 
Zu Beginn der Sitzung 

nominierte der Bundesvor- 
stand einstimmig Ronald 
Pofalla für das Amt des Ge- 

neralsekretärs. Ronald Pof3' 
Na übernimmt das Amt von 
Volker Kauder, der mit dem 

Vorsitz der CDU/CSU-Frak- 

tion im Deutschen Bundes- 
tag eine neue Aufgabe über- 
nommen hat. Der Bundes- 

vorstand dankte Volker Kau- 
der für seine als Generalse- 

kretär geleistete Arbeit mit 
langanhaltendem Beifall. 

CDU-Generalsekretär 

Ronald Pofalla betonte, er 
werde darauf hinarbeiten, 
das „Profil der CDU in der 
Großen Koalition sichtbar 

und deutlich zu machen"- 
Dazu müsse sich die Partei 
auch in Zukunft „als mo- 

derne Volkspartei des 21- 
Jahrhunderts" präsentieren 
und weiterentwickeln. Die 
Bundespartei werde die 
Kanzlerschaft von Angela 
Merkel unterstützen, aber 
auch die wichtige Arbeit der 
übrigen CDU-Verbände. Al- 
lein im kommenden Jahr 
gelte es, fünf Landtags- und 
zwei Kommunalwahlen er- 
folgreich zu bestreiten. 
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Der neue Generalsekretär 

Liebe Parteifreunde, 

am 5. Dezember wurde ich auf 
Vorschlag der Parteivorsit- 
zenden, Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel, vom Bundes- 
v°rstand für das Amt des 
Generalsekretärs der CDU 
^eutschlandseinstimmig no- 
miniert. Für diese Nominie- 
rUng bin ich dankbar und 
werde mit aller Kraft und von 
ganzem Herzen dafür arbeiten, diesem Ver- 
bauen, welches mir entgegengebracht wur- 

de, gerecht zu werden. 

'ch möchte auf diesem Wege vor allem mei- 
ern Vorgänger, Volker Kauder, für seine er- 
folgreiche Arbeit danken. Er hinterlässt mir 
eine geschlossene, starke Partei und ein en- 
gagiertes Team im Konrad-Adenauer-Haus. 
Das ist eine gute Ausgangsbasis für die wei- 

tere Arbeit. 

'ch übernehme das Amt des Generalse- 

kretärs in einer sicherlich ungewöhnlichen, 
aberauch spannenden Zeit. Meine Erfahrung 

aus 30 Jahren CDU-Politik, als Kreisvorsit- 
2ender in meinem Heimatkreisverband Kle- 
ve, als Bezirksvorsitzender der CDU Nieder- 
rhein, als Fraktionsvorsitzender in der Ge- 
meinde Weeze, später als Mitglied des Deut- 
schen Bundestages und stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender möchte ich einbrin- 
gen, um mit Ihnen dazu beizutragen,dassdie 
CDU geschlossen und kampfstark bleibt, 
auch angesichts der Herausforderung einer 
Großen Koalition auf Bundesebene. Hierbei 
gilt es insbesondere, das Spannungsverhält- 
nis zwischen der notwendigen Unterstüt- 
zung der Kanzlerschaft von Angela Merkel 
und dem Erfordernis, die CDU als eigenstän- 
dige Partei in einerGroßen Koalition sichtbar 

zu machen, zu bewältigen. 
Eine Voraussetzung hierfür 
ist, unser inhaltliches Profil 
weiter zu schärfen und auf 
neue Fragendes21.Jahrhun- 
derts -diese resultieren ins- 
besondere aus den Heraus- 
forderungen des demografi- 
schen Wandels und der Glo- 
balisierung - Antworten zu 
geben. Daher wollen wir un- 
ser Grundsatzprogramm in 

diesem Sinne weiter entwickeln. Hierzu wird 
die Partei in einem ausführlichen Diskus- 
sionsprozess in ihrer gesamten Breite aus- 
führlich beteiligt und gehört. Richtschnur 
hierbei ist und bleibt unser christliches Wer- 
teverständnis und Menschenbild. 

Wir wollen weiter Wahlen gewinnen auf allen 
Ebenen, beginnend mit den drei wichtigen 
Landtagswahlen in Baden-Württemberg, 
Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz sowie 
den Kommunalwahlen in Hessen im kom- 
menden Frühjahr. Hierzu werden das Kon- 
rad-Adenauer-Haus und ich ganz persönlich 
mit vollem Engagement und Herzblut unse- 
ren Beitrag leisten. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir die anstehenden Wahlen gemein- 
sam erfolgreich werden bestreiten können. 

Ich freue ich mich auf eine gute und erfolgrei- 

che Zusammenarbeit mit Ihnen. Ich sichere 
Ihnen bereits heute zu, für Fragen, Anregun- 
gen, auch für kritische Anmerkungen, jeder- 
zeit ein offenes Ohr zu haben. 

Mit herzlichen Grüßen 

8 
Ronald Pofalla 
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CDU/CSU 

60 Jahre CSU 

Herzlichen Glückwunsch! 
Zum 60. Geburtstag der 
CSU hat die CDU-Vorsit- 
zende, Angela Merkel, die 

Volksverbundenheit, die 
Bodenständigkeit und den 
Humor der CSU und ihrer 
Mitglieder gewürdigt. 

Dass sich die CSU ihre Er- 
neuerungsfähigkeit bewahrt 
und dabei zugleich ihre Wur- 
zeln gestärkt habe, sei eines 
ihrer „Erfolgsrezepte", er- 
klärte die Bundeskanzlerin 
auf der zentralen Jubiläums- 
veranstaltung in München. 
In ihrer Rede verwies die 
Kanzlerin auf die histori- 
schen Leistungen von CDU 
und CSU. Die beiden Schwes- 
terparteien hätten in den 
vergangenen Jahrzehnten 
einen   beispiellosen   politi- 

schen Weg zurückgelegt, 
sagte die CDU-Vorsitzende. 
Die Quellen des Erfolges von 
CDU und CSU seien ihre Ver- 
pflichtung auf das Gemein- 
wohl, der Mut zu Kontrover- 
sen, die Fähigkeit zur Inte- 
gration und das Bekenntnis 
zu einem klaren Kurs. Vor al- 
lem die Kraft zur Integration 

würden CDU und CSU ange- 
sichts der Herausforderun- 
gen des 21. Jahrhunderts 

brauchen, um weiterhin als 

Volksparteien bestehen zu 
können. „In dieser schwieri- 
gen Zeit Heimat zu sein, An- 
ker zu sein - das ist die große 

Aufgabe von CDU und CSU," 
hob Angela Merkel hervor- 
„Wir wissen, dass wir Politik 
zum Wohle der Menschen 
machen müssen",sagteMer- 

kel. Auch deshalb müssten 
„vernünftige Haushalte" der 

Schwerpunkt der Politik der 
Union in den nächsten Jah- 
ren sein, betonte die Bun- 
deskanzlerin. „Wir sind es 
unseren Kindern und Enkeln 
schuldig, dass wir nachhaltig 

wirtschaften." 

ANTRITTSBESUCH IN POLEN 

Anlässlich ihres Antrittsbe- 
suchs in Polen traf Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel 
zu Gesprächen mit dem 
designierten polnischen 
Staatspräsidenten Lech 
Kaczynski sowie Minister- 
präsident Kazimierz Mar- 
cinkiewicz zusammen. Die 
Bundeskanzlerin betonte, 
dass sie zu Beginn ihrer 
Amtszeit „sehr bewusst 
nicht nur nach Frankreich, 
sondern auch  nach  Polen 

gefahren" sei und 
bezeichnete die 
deutsch-polnische 
Aussöhnung als „ei- 
ne der wichtigsten 

Errungenschaften 
der gemeinsamen 
Nachkriegsgeschich- 
te. Merkel unter- 
strich, beide Seiten 
wollten ihre Bezie- 

hung „zukunftsge- 
wandt ausrichten." 
Dabei werde man aber die 

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Ministerpräsi 
dent Kazimierz Marcinkiewicz 

Vergangenheit   nicht  ver- 
drängen. 
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us den Ländern 

„Familienland Thüringen" 
öer 20. Landesparteitag 
der CDU Thüringen hat in 
^'tenburg mit deutlicher 
Mehrheit dasThesenpapier 

»Familienland Thüringen" 
verabschiedet. Damit stell- 
ten sich die Delegierten 
n'nter den von der Landes- 
r*gierung eingeschlage- 
n«n Kurs der Thüringer Fa- 
milienoffensive. 

Das Thesenpapier um- 
fasst 14Thesen zur Familien- 

Politik in Thüringen. Ange- 
sprochen werden unter an- 
derem die bessere Verein- 

barkeit von Familie und Be- 
ruf durch den bundesweit 
vorbildlichen Rechtsan- 
spruch auf einen Kindergar- 

tenplatz ab 2 Jahre, die ge- 
stärkte Wahlfreiheit der El- 
tern,die Förderungderfrüh- 

kindlichen Bildung durch 
verbindliche Bildungs- und 

Ministerpräsident Dieter Althaus beim Landesparteitag 

Erziehungspläne, die kind- 
bezogene Förderung und die 
Stärkung der Elternkompe- 
tenz durch die Landesstif- 
tung Familiensinn. 

„Der Staat kann für außer- 
häusliche Betreuungsorgen, 
er kann die materielle Vor- 
aussetzung der Familien ver- 
bessern, aber er kann nicht 
die  Eltern ersetzen", warb 

der Landesvorsitzende und 
Thüringer Ministerpräsident 
Dieter Althaus für die Famili- 
enpolitik der Landesregie- 
rung. Daher setzt die CDU 
Thüringen auf eine Förde- 

rung der Familien über die El- 
tern und Kinder. 

Das Thesenpapier steht 
unter www.cdu-thueringen. 
de zum Download bereit. 

LANDESGESCHÄFTSFÜHRER-KONFERENZ 

Auf seiner ersten Landesge- 
schäft sführer-Konferenz 

ließ der designierte Gene- 
ralsekretär, Ronald Pofalla, 
bei den anwesenden Gene- 
ralsekretären und Landes- 
geschäftsführern keinen 
Zweifel darüber aufkom- 
men, wo er den Schwer- 
punkt seiner zukünftigen 
Arbeit im Konrad-Adenau- 
er-Haus sieht: „Die eigen- 

ständige Rolle der CDU 
muss klar herausgearbeitet 
werden." In der Vorstellung 
seiner Ziele machte er aber 
auch deutlich, dass die 
Große Koalition reibungslos 
arbeiten und noch bis Weih- 
nachten notwendige Geset- 
zesvorhaben erfolgreich auf 
den Weg bringen müsse. Ein 
weiterer wichtiger Pro- 
grammpunkt war die Analy- 

se des vergangenen Bun- 
destagswahlkampfes. Auf 
Basis eines umfassenden 
Berichts durch den schei- 
denden Generalsekretär 
Volker Kauder und Bundes- 
geschäftsführer Johannes 
von Thadden wurden hand- 
werkliche und strategische 
Verbesserungsvorschläge 
für kommende Kampagnen 

gemacht. 
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Aus den Ländern 

N iedersachsen 

Wulff benennt neuen Generalsekretär 
Der Landesvorsitzende und 
Ministerpräsident von Nie- 
dersachsen, Christian Wulff, 
hat den Landtagsabgeord- 
neten Ulf Thiele als neuen 
Generalsekretär vorgeschla- 
gen. Thiele soll das Amt von 
Friedrich-Otto Ripke über- 
nehmen, der als Staatsse- 
kretär in das Niedersächsi- 
sche Ministerium für den 
ländlichen Raum, Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz wechselt. 

Ulf Thiele gehört seit 
2003 dem Niedersächsi- 
schen Landtag an und hat 
sich schnell als versierter 
Umweltpolitiker einen Na- 
men gemacht. „Seine Beru- 

UlfThiele 

fung ist gut für die CDU in 
Niedersachsen", so der Mi- 

nisterpräsident, da Thiele 
über ein hohes Maß an kom- 

munal- und parteipolitischer 
Erfahrung verfüge. Dieses 
seien   hervorragende   Vor- 

aussetzungen, um die CDU 
in den kommenden Kommu- 

nalwahlkampf zu führen. 
„Wir müssen die Men- 

schen mitnehmen auf dem 
Weg der Veränderungen", 
beschrieb der designierte 

Generalsekretär eine seiner 
Prioritäten. "Wir müssen die 
Herzen der Bürgerinnen und 
Bürger erreichen. Jeder soll 
wissen: Wir sind für die Men- 
schen da," betonte er. Seine 
zukünftige Aufgabe verste- 
he er alsjntegrieren, koordi- 

nieren, motivieren". 
Voraussichtlich imjanuar 

soll Ulf Thiele durch den Lan- 
desausschuss zum General- 
sekretär gewählt werden. 

LANDTAGSFRAKTION: NACHWAHLEN ZUM VORSTAND 

Infolge der personellen 
Veränderungaufgrund der 
Bundestagswahl hat sich 
auch die niedersächsische 
Landtagsfraktion neu auf- 
gestellt. 

Norbert Böhlke (Wahl- 
kreis Seevetal) ist neuersozi- 
alpolitischer Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion. Er 
tritt damit die Nachfolge der 
designierten Niedersächsi- 
schen Sozialministerin 
Mechthild Ross-Luttmann 
an. Neue Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion    im 

Petitionsausschuss des 
Landtages ist die Abgeord- 
nete Editha Lorberg (Wede- 
mark). Sie folgt in dieser 
neuen Funktion auf Norbert 
Böhlke. Sie ist auch Aussied- 

lerbeauftragte der CDU- 
Landtagsfraktion. Darüber 
hinaus nominierte die CDU- 
Landtagsfraktion den Abge- 
ordneten Karl-Heinrich 
Langspecht ais neuen Vorsit- 
zenden des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. 
Langspecht soll die Nach- 

folge des neuen beamteten 
Staatsekretärs im Ministe- 
rium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucher- 
schutz Friedrich-Otto Ripke 
antreten. Zum neuen Spre- 
cher der CDU-Abgeordne- 
ten in der Enquete-Kommis- 
sion „Demographischer 

Wandel - Herausforderung 
an ein zukunftsfähiges Nie- 
dersachsen" wurde der Ab- 
geordnete Reinhold Hilbers 
aus Wietmarschen (Land- 
kreis Grafschaft Bentheim) 
gewählt. 
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Aus den Ländern 

Rheinland-Pfalz 

„Kräfte bündeln, Chancen nutzen - 
Offensive Ländlicher Raum" 

*Wt ihrer Veranstaltung 
»Ländlicher Raum - Raum 
jjfit Zukunft" hat sich die 
cDU-Landtagsfraktion 

Rheinland-Pfalz im Rah- 
men ihrer „Baustellen-Rei- 
he" mit einer ganz zentra- 
'en Fragestellung der Lan- 

despolitik befasst. 
„Unser Land ist geprägt 

durch die Lebensverhält- 
njsse in den ländlichen Räu- 
men. Zwei Drittel der Men- 
schen leben in Städten, Ge- 
meinden und Dörfern unter 
20.000 Einwohnern. Die För- 
derung der ländlichen Räu- 
me ist deshalb eine Schwer- 
punktaufgabe der Landes- 
Politik," betonte der Landes- 
^nd Fraktionsvorsitzende 
der CDU Rheinland-Pfalz, 

Christoph Bohr, die Bedeu- 
tung des ländlichen Raumes 
für Rheinland-Pfalz. 

Der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU-Landtags- 
fraktion, Dieter Schmitt, er- 
klärte, dass eine CDU-ge- 
führte Landesregierung ge- 

meinsam mit den Verant- 
wortlichen in den Regionen 
des Landes eine Strategie für 

den ländlichen Raum ent- 
werfen werde: „Es darf nicht 
über die Köpfe der Men- 
schen  hinweg regiert wer- 

den."   Um   dem 
ländlichen Raum 
eine Perspektive 
zu geben, sei es 
dringend not- 
wendig, die ver- 
schiedenen vor- 
handenen För- 
derprogramme 
zu bündeln, so 
Michael Billen, 
Vorsitzender des 
Ausschusses für 
Landwirtschaft 
und Weinbau des rheinland- 
pfälzischen Landtages. 
„Zahlreiche staatliche und 

nicht-staatliche Einrichtun- 
gen, die sich dem ländlichen 
Raum verpflichtet fühlen, 
agieren nebeneinander her 
und lassen oftmals ausrei- 
chende gegenseitige Infor- 
mation vermissen. Daher 

brauchen wir dringend eine 
Bündelung der Förderpro- 

gramme." 
Ganz entscheidend für 

die weitere Entwicklung des 
ländlichen Raumes sei eine 
Fortschreibung des Landes- 
entwicklungsprogrammes, 

so Christine Schneider, ag- 
rarpolitische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion. „Wir 

brauchen eine konsequente 
Beachtung des Prinzips der 

Der Landes- und Fraktionsvorsitzende Christoph Bohr 

Gleichwertigkeit der Le- 
bensverhältnisse in allen 
Teilregionen des Landes. Die 
Entwicklungsperspektiven 
und Potenziale der ländli- 
chen Teilräume müssen klar 
in den Vordergrund gerückt 
werden." 

Einig sind sich alle Betei- 
ligten auch in der Forderung 
nach einem Kulturförder- 
programm. Christoph Bohr: 
„Ohne unsere Bauern und 
Winzer ist der Erhalt unserer 
Kulturlandschaften, die prä- 
gend sind für das Bild unse- 
res Landes, nicht denkbar. 
Wir müssen unsere Bauern 
und Winzer unterstützen, 
damit sie diese Zukunftsauf- 
gabe auch künftig im Inter- 
esse von uns allen weiter- 

führen können." 
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Aus den Ländern 

Saarland 

Selbstverwaltung des Handwerks gestärkt 
Die Handwerkskammer 
des Saarlandes wird in Zu- 
kunft für die Ausnahmege- 
nehmigungen nach der 
Handwerksordnung zu- 
ständigsein. 

Das teilte der saarländi- 
sche Wirtschafts- und Ar- 
beitsminister Hanspeter Ge- 
orgi mit. Die Novelle der 
Handwerksordnung (HwO) 
habe diese Deregulierung 
möglich gemacht. Schon bis- 
her wurde die Kammer um 
Beurteilung des Antrages 
gebeten und meist konnte 
sich das bisher zuständi- 
ge Wirtschaftsministerium 
dieser Entscheidung an- 
schließen. 

Georgi: „Die Übertra- 
gung der Ausnahmeverfah- 
ren in die Zuständigkeit der 
Handwerkskammer        des 

Hanspeter Georgi 

Saarlandes führt zu einer 
Straffung und Vereinfa- 

chung der Verfahren." Wie 
das Saarland verfahren jetzt 
die meisten Bundesländer. 
Nach der HwO ist zum 
selbstständigen Betrieb ei- 
nes Zulassungspflichtigen 
Handwerks (beispielsweise 
Malerund Lackierer,Stucka- 
teureoderauch Friseure und 

Gerüstbauer) die Eintragung 
in die Handwerksrolle erfor- 
derlich. Voraussetzung für 

eine solche Rolleneintra- 

gung ist das Bestehen der 

Meisterprüfung in den ent- 
sprechenden bzw. in einem 
mit diesem verwandten zu- 

lassungspflichtigen Hand- 
werk. 

Die Berechtigung zum 
selbständigen Betrieb eines 
solchen Handwerks kann 
aber ebenfalls im Wege einer 

sog. Ausnahmebewilligung 

nach §§ 8,9 HwO oder durch 
Erteilung einer sog. Aus- 
übungsberechtigung nach 
§§ 7a, 7b HwO erlangt wer- 
den. Im Saarland entschied 
bisher das Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit über 
entsprechende Anträge nach 

§§ 7a, 7b, 8,9 HwO. 

NRW: BEAUFTRAGTE FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN ERNANNT 

Neue Beauftragte der 
nordrhein-westfälischen 
Landesregierung für Men- 
schen mit Behinderungen 
ist Angelika Gemkow. 
„Angelika Gemkow ist eine 
ausgewiesene Sozialpoliti- 
kerin. Ihre Ernennung ist ei- 
ne ausgezeichnete Wahl," 
gratulierte der stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU- 
Landtagsfraktion,     Rudolf 

Henke. Henke 
verwies dabei 
insbesondere auf 
das Engagement 
Gemkows als 
Landtagsabge- 
ordnete, Vorsit- 
zende der En- 
quete-Kommis- 
sion „Zur Situation und Zu- 
kunft der Pflege in Nord- 
rhein-Westfalen" sowie als 

Angelika Gemkow 

seniorenpoliti- 
sche Sprecherin 
der CDU-Land- 

tagsfraktion in 
der vergange- 
nen Legislatur- 
periode. Henke: 
„Von daher 

kennt sie die spe- 
zifischen Bedürfnisse der 
Menschen mit Behinderun- 
gen gut." 
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Hessen 

„Schul-TÜV" gestartet 
Der hessische „Schul-TÜV" 
hat seine Arbeit aufgenom- 
men. 

Als erste Schule des Lan- 
des wurde die Gesamtschule 
Battenberg einer umfassen- 
den Qualitätsanalyse unter- 
zogen. Rund 50 weitere 
Schulen erhalten in den näch- 
sten Monaten Besuch von 
einem Inspektorenteam. Die 
Ergebnisse dieser Pilotphase 
sind die Grundlage für den 
flächendeckenden Start des 
»Schul-TÜV" im Schuljahr 
2006/07. 

Ziel der Schulinspektion 
ist es, die Stärken und Schwä- 
chen dereinzelnen Schule zu 

ermitteln und ihnen wichtige 
'mpulse für die weitere Ent- 
wicklung zu geben. Dabei 
gehe es nicht um die Leistun- 
gen und die Bewertung ein- 

zelner Personen, sondern um 
die Schule als Ganzes, be- 
tonte Kultusministerin Karin 
Wolff in Battenberg. Die In- 
spektorinnen und Inspekto- 
ren bewerten sowohl äußere 
Rahmenbedingen wie das 
Schulumfeld, die Zusammen- 
setzung der Schülerschaft, 
das Bildungsangebot am 
Standort und die Räumlich- 
keiten der Schule als auch 
schulspezifische Merkmale 
wie die Schulkultur, die Pro- 
fessionalität der Lehrkräfte 

Karin Wolff 

und die Schülerleistungen. 
Schwerpunkt der Inspektion 
vorOrt bilden Unterrichtsbe- 
suche, bei denen die Inspek- 
toren die Unterrichtsqualität 
der gesamten Schule in den 
Blick nehmen. Weitere Be- 
standteile sind ein Rundgang 
durch das Schulgebäude und 
über das Schulgelände sowie 

Interviews mit der Schullei- 
tung, den Lehrkräften, Eltern, 
Schülern und Angestellten 
der Schule. Der Inspektions- 
bericht ist Ausgangspunkt 
für konkrete Zielvereinba- 
rungen, die das Staatliche 
Schulamt mit der Schule erar- 
beitet. Gemeinsam wird über 
die erforderlichen Schritte 
für ein erneuertes Schulpro- 
gramm beraten, dessen Um- 
setzung nach einem verein- 
barten Zeitraum wieder vom 
InstitutfürQualitätsentwick- 

lung (IQ) überprüft wird. 

Grundlage der Qualitäts- 
analysesind Erkenntnisseder 
Bildungsforschung und Qua- 
litätskonzepte anderer euro- 
päischer Länder. Der Refe- 
renzrahmen „Schulqualität", 
der den Schulinspektoren als 
Maßstab dient, umfasst sie- 
ben Qualitätsbereiche: Vo- 
raussetzungen und Bedin- 
gungen, Entwicklungsziele 
und Strategien, Führung und 
Management, Professiona- 
lität, Schulkultur, Lehren und 
Lernen, Ergebnisse und Wir- 
kungen schulischerBildungs- 
und Erziehungsarbeit 

„Der kritische Blick von 
außen ist im Hinblick auf die 
Stärkung der Eigenverant- 
wortung der Schulen beson- 
ders wichtig", sagte Wolff. 
„Wenn die Schulen schritt- 
weise mehr Entscheidungs- 
freiheit in pädagogischen, 
personellen, finanziellen und 

organisatorischen Fragen er- 
halten, übertragen wir ihnen 
damit auch eine größere Ver- 
antwortung für die Ergeb- 
nisse ihrer Anstrengungen." 
Um die Vergleichbarkeit 
schulischer Entwicklung zu 
gewährleisten, sei nicht nur 
eine interne Überprüfung 
der Zielvorgaben notwendig, 
sondern auch ein externer 
„Schul-TÜV" nach festgeleg- 

ten Kriterien. 
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Innovationsimpulse 
setzen 

Die DIW-Studie „Innovati- 
onsindikator Deutschland 
2005" zeigt, dass Deutsch- 
land - immer noch Welt- 
meister beim Export - 
führend im Bereich der 
Hochtechnologien ist. 
Gleichwohl verdeutlicht 
die Analyse, dass wir nur 
Mittelmaß sind bei den zu- 
kunftsträchtigen Spitzen- 
technologien. 

Laurenz Meyer 

Die führende Position 
Deutschlands in der Hoch- 
technologie ist unser Stand- 

bein in der Gegenwart. Erfolg 
bei Innovation in Spitzen- 
technologien ist Zukunft. 

Deutliche Schwächen 

zeigen sich im Bereich der 
Neugründungen, insbeson- 
dere bei den Finanzierungs- 

bedingungen. Damit kann 
Deutschland nicht zufrieden 

sein. Unser Ziel muss es 
sein, wieder an die Spitze zu 
kommen. 

Deshalb ist es richtig, dass 
CDU/CSU und SPD im Koali- 

tionsvertrag hierauf ihr Au- 
genmerk legen. Ein Schwer- 

BACDJ: RÖTTGEN IM AMT BESTÄTIGT 

Eine Mitgliederversamm- 
lung des Bundesarbeits- 
kreises Christlich-Demo- 
kratischerjuristen (BACDJ) 
der CDU Deutschlands hat 
Norbert Röttgen für wei- 
tere zwei Jahre im Amt des 
Vorsitzenden bestätigt. 

In seinem Rechen- 
schaftsbericht ging Röttgen 
auf diezahlreichen Aktivitä- 
ten des BACDJ und seiner 
Arbeitsgruppen und Fach- 
kommissionen in den ver- 
gangenen zwei Jahren ein. 
Besonders hob er dabei den 
Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und SPD hervor, in den 
zwei wesentliche Projekte 
des BACDJ Aufnahme ge- 
funden hätten: Mit dem 
„Berliner Programm zur Re- 
form des Föderalismus",das 
eine kleine Arbeitsgruppe 

um Röttgen und 
den heutigen 
Kanzleramtsmi- 
nister Thomas de 
Maiziere  im  Juni 
2003 erarbeitet 
hatte, konnte der 
BACDJ die sich seit Norbert w 

dieser Zeit entwickelnde 
Reformdebatte wesentlich 
mit anschieben und mitprä- 
gen. Röttgen, der in der 
2004 ohne Ergebnis been- 
deten „Kommission zur Mo- 
dernisierung der bundes- 
staatlichen Ordnung" als ei- 
ner der Obleute agierte, 
zeigte sich auch über den im 
Koalitionsvertrag erzielten 
Konsens über eine Födera- 
lismusreform zufrieden. Mit 
der Neuverteilung der 
Hochschulkompetenzen, 
der Abschichtung der Ge- 

meinschaftsauf- 
gaben von Bund 

und Ländern so- 
wie der gänzli- 
chen Abschaf- 
fung der Rahmen- 
gesetzgebung 
des Bundes wür- 

den wesentliche Punkte aus 
dem „Berliner Programm" 
des BACDJ nun Wirklich- 
keit. 

Als Stellvertreter Rött- 
gens wurde der Minister der 
Justiz des Freistaates Thü- 
ringen, Harald Schliemann 
gewählt. Norbert Röttgen, 
der auch das Amt des Ers- 

ten Parlamentarischen Ge- 
schäftsführers der CDU/ 
CSU-Bundestagsfrakt ion 
bekleidet, steht seit 2001 an 
der Spitze der CDU-Juris- 
tenorganisation. 
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Punkt ist es, Innovationen zu 
beschleunigen und die Inves- 
titionstätigkeit wiederzu be- 
'eben. Dafür werden wir die 
^ittelstandsfinanzierung 
verbessern, eine Existenz- 
§ründungsoffensive starten 
und mehr Mittel für For- 
Schung und Entwicklung zur 
Verfügung stellen. Außer- 
dem werden wir attraktive 
Rahmenbedingungen für 
^agniskapital schaffen. Mit 
diesen Maßnahmen wollen 
wir Deutschland von den hin- 
teren Plätzen bei den Finan- 
*ierungsbedingungen für 
Forschung, Entwicklung und 
innovation und bei derGrün- 
dungsfinanzierung wieder 
nach vorne bringen. 

Daneben wird es ein 
wichtiges Anliegen der Poli- 
tik sein, das schlechte Ab- 
schneiden bei den „innovati- 
onsrelevanten Einstellun- 

gen und Verhalten der Be- 
völkerung" zu verändern. 
Die Risikoscheu in der Bevöl- 
kerung - vor allem bei den 
brauen - hemmt die mögli- 
cheTeilhabean Innovations- 
Prozessen. Sie partizipieren 
lrnmer noch zu wenig an den 
'nnovationsprozessen. Wir 

hauchen wieder eine Tech- 
nik- und Innovationsoffen- 
heit in Deutschland. 

Laurenz Meyer ist der 
Vorsitzende der Arbeitsgrup- 
pe Wirtschaft und Technolo- 
gie der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion. 

Grüne kaschieren 
mangelnde Kon- 

trollen bei Gammel- 
fleisch 

Die Aussagen der Abgeord- 
neten der Grünen, Bernin- 
ger und Höhn, Gammel- 
fleisch gäbe es schon seit 
Jahren, lassen doch nur den 
Schluss zu, dass sowohl die 
bis vor kurzem zuständige 
Bundes- und Landesminis- 
terin als auch der ehema- 
lige Staatssekretär in ihrem 
Amt versagt haben. 

Eine solche Erkenntnis 
kann nichtvon heuteauf mor- 
gen gewachsen sein, sondern 
man mussdazu Hintergrund- 
wissen gehabt haben. Jetzt 
plötzlich hat man offensicht- 
lich Kontakt zu Insidern, in 
Regierungszeiten soll man 
ahnungslos gewesen sein. 
Wie man es dreht und wen- 
det: Diese Presseäußerung 
zeugt von Unstimmigkeit bei 
Reden und Handeln. 

Dies entlarvt auch die in 
den letzten Tagen immer 
wieder aufgetischte Mär, 
dass ein Verbraucherinfor- 
mationsgesetz nach grünem 
Strickmuster die Skandale 
verhindert hätte. Wo keine 
Kontrolle, da greift auch kein 

Gesetz. 
Wir unterstützen deshalb 

das umfangreiche Maßnah- 
menpaket von Minister See- 

hofer und sein entschlosse- 

Peter Bleser 

nes Durchgreifen. Manche 
Grüne können wohl nicht 
den Verlust ihres Amtes ver- 
schmerzen, nur so kann man 
ein solches Gerede verste- 
hen. 

Peter Bleser ist der Vor- 
sitzende der Arbeitsgruppe 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Nationale Raumfahrt- 
strategie erforderlich 

Raumfahrt hat eine strate- 

gische Schlüsselbedeutung 
für Deutschland und Eu- 
ropa. Der weltweite Tech- 
nologiewettbewerb findet 
nicht zuletzt auf dem Feld 
der Raumfahrt seinen Nie- 
derschlag. Europa kann nur 

zudenführenden technolo- 
gischen Regionen der Welt 
zählen, wenn es bei der 
Raumfahrt eigene Kompe- 

tenzen hat. 
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Katherina Reiche 

In Deutschland wird die 
Bedeutung der Raumfahrt 

weitgehend unterschätzt. 
Dabei ist sie aus unserem All- 
tag nicht mehr wegzuden- 
ken. Man stelle sich einen 
Tag ohne Raumfahrt- und 
Weltraumanwendung vor. 
Vom Wetterbericht, über 
das Internet und die Naviga- 
tion würde unser Alltag ex- 
trem beeinträchtigt, unsere 
Wirtschaft großen Schaden 
nehmen. 

Auf der ESA-Minister- 
ratskonferenz muss deshalb 
ein schlüssiges Programm 
festgelegt werden. Die Stär- 
ken bei Erdbeobachtung und 
Navigation (vor allem GMES 
und Galileo) müssen voll 
zum Tragen kommen und der 
eigene Zugang mit der Trä- 
gerrakete Ariane weiter ge- 
währleistetwerden. Darüber 
hinaus dürfen wir die Grund- 
lagenforschung nicht ver- 

nachlässigen, damit wir auch 
langfristige Strategien ent- 
wickeln    können.    Deshalb 

se Aigner 

muss der Finanzrahmen für 
die Raumfahrt verlässlich 
fortgeschrieben werden. 

Katherina Reiche ist die 
stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Ilse 
Aigner ist die forschungspo- 
litische Sprecherin. 

Die Kultur ist 
Deutschlands Kern- 

kompetenz 

Die Kultur muss auch zu- 
künftig in Deutschland ei- 
nen hohen Stellenwert ha- 
ben: Wir verarmen, wenn 
wir unser kulturelles Erbe 
nicht nutzen, wir vereinsa- 

men, wenn wir uns nicht mit 
kulturellen Herausforde- 
rungen auseinandersetzen 
und wir verlieren an Orien- 
tierung, wenn wir der Kul- 
turausweichen. 

Ich begrüße ausdrücklich 
das eindeutige Bekenntnis 

von Bundeskanzlerin Angela 

Merkel zum Stellenwert der 
Kultur. Wichtig ist jedoch 
gleichzeitig, dass dieser 
Wille auch durch Taten un- 
termauert wird. Wer den un- 
bestreitbaren Wert der Kul- 
tur propagiert, muss die För- 
derung der kulturellen Bil- 
dung wollen. Deshalb muss 
kulturelle Bildung in der Fa- 
milie beginnen, ist in der 
Schule zu verstärken und 
sollte das tägliche Leben be- 
gleiten. 

Der Staat hat die Be- 
dingungen, unter denen 
sich Kunst und Kultur ent- 
wickeln können, zu schaf- 
fen, ist aber nicht für deren 

V    WEB-TIPP 

Im CDU-Mitgliedernetz 
finden Sie ganz aktuell ein 

Positionspapier der Bun- 
desregierung zum Thema 
„Tragfähigkeit der öf- 
fentlichen Finanzen si- 

chern - Zukunftsfähig- 
keit Deutschlands wah- 
ren". Es handelt sich um 
eine Darstellung des ar- 
gumentativen Überbaus 
des im Koalitionsvertrag 
festgelegten Dreiklangs 
aus Sanieren, Investieren 
und Perspektivisch-Re- 
formieren. Das Papier 
reiht sich damit in die Ar- 
gumentation des Koaliti- 
onsvertrags im Bereich 
Haushalt und Finanzen 

ein. www.cdunet.de 
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''gang Börnsen 

Inhalte zuständig. Der Staat 
kann reinhören, aber nicht 

Beinreden. 
Deutschland hat als Kul- 

turnation zweifellos eine 
besondere Verantwortung. 
Kunst und Kultur sind un- 
nennbar mit der Identität 
der Deutschen als Nation 
verbunden. Deutschland 
besitzt mehr professionelle 
Theater, Orchester und 
Opernhäuser als der Rest 
der Welt, und trotzdem 
fehlt es an einem deutschen 
Selbstbewusstsein, unsere 
Sprache, unsere Filme und 
damit unsere Wertevorstel- 
'ungen mehr zu fördern. 

Für die Union hat die För- 
derung von Kunst und Kultur 
als öffentliche Aufgabe abso- 

lute Priorität. Allerdings gilt 
hier das Motto des ehemali- 
gen kultur- und medienpoli- 

tischen Sprechers der Uni- 
°nsfraktion und neuem Bun- 
destagspräsidenten Norbert 
Lammert: „Mehr Kultur und 
nicht mehr Politik". 

Mit Bernd Neumann als 
Kulturstaatsminister im Bun- 
deskanzleramt ist es gelun- 
gen, eine kompetente und 
politisch versierte Persön- 
lichkeit für die Kultur- und 
Medienpolitik in Deutsch- 
land zu gewinnen. 

Wolfgang Börnsen ist 
der kultur- und medienpoli- 
tische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Weniger Gesetze und 
Verordnungen 

stärken bürgerschaft- 
liches Engagement 

Absichtserklärungen zur 
Bedeutung des bürger- 
schaftlichen Engagements 
und einer Bürgergesell- 
schaft für unser freiheitli- 
ches Gemeinwesen sind die 
eine Seite der Medaille; der 
Wille, die erklärten Absich- 
ten umzusetzen, die an- 
dere, die schwierige Seite. 
Dies betrifft den Staat und 
die Bürger gleichermaßen. 

Erfreulich ist: Millionen 
von Bürgerinnen und Bür- 
gern übernehmen durch ihr 
bürgerschaftliches Engage- 
ment Verantwortung. Ermu- 
tigend ist.dassein Drittel un- 
serer jungen Menschen da- 

bei sind und ein weiteres 
Drittel dazu bereit wäre, 
wenn die Voraussetzungen 
stimmen: weniger Bürokra- 
tie, mehr Freiräume, weniger 

Bestimmungen, mehr Eigen- 
verantwortung. 

Weite Lebensbereiche 
unseres Gemeinwesens sind 
seit den 70er Jahren mit ge- 
setzlichen Regelungen, mit 
einem Netzwerk von Büro- 
kratie überfrachtet und dem 
direkten Entscheidungsbe- 
reich des Bürgers entzogen 
worden. Politik und Bürger 
haben dies gemeinsam zu 
verantworten. Freiwilliges 
Engagement aber muss Spaß 
und Freude machen, soll Le- 
benssinn geben und sich 
nicht durch zeitraubende 
Auseinandersetzungen mit 
Bürokraten aufreiben. Die 
ständige Wiederholung des 
Wortes Entbürokratisierung 
hat bisher nicht eine Rege- 
lung außer Kraft gesetzt. 

Politiker müssen endlich 

begreifen, dass nicht alles bis 
ins letzte und kleinste Detail 

($)    WEB- 

Was tut die Große Koali- 
tion für Kommunen? Ein 
umfangreiches Informa- 
tionspapier der AG Kom- 
munalpolitikder Bundes- 

tagsfraktion gibt Aus- 
kunft u.a. zu Problemen 
der Haushaltskonsolidie- 
rung, zum Bürokratieab- 
bau und zur Stadtent- 
wicklung. 
Das Papier „Kommunal 
relevant" finden Sie unter 
www.cducsu.de. 
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geregelt werden muss und 
Bürger sollten von der Politik 
nicht fordern,alles durch Ge- 
setz justiziabel und nach- 
prüfbar geregelt zu bekom- 
men. Gesetzliche Vorhaben 
sind am Nutzen für das Ge- 
meinwesen zu messen, nicht 
an der Befriedigung partiel- 
ler Interessen. Dass weniger 
Staat und mehr Eigenverant- 
wortung gewollt ist, zeigen 
die zahlreichen Initiativen 
wie Stiftungen, Freiwilligen- 
agenturen, Seniorenbüros, 
Selbsthilfeorganisation und 
bundesweite Netzwerke, die 
Bürgerinnen und Bürger an 
bürgerschaftliches Engage- 
ment heranführen, qualifi- 
zieren und betreuen. Sie zu 
fördern und subsidiärzu un- 
terstützen muss Anliegen 
der Politik, der Wirtschaft 
und der Bürger selbst sein. 

Die Grenzen staatlicher 
und wirtschaftlicher Mög- 
lichkeiten erfahren wir täg- 
lich. Staat und Wirtschaft 
werden die gesellschaftli- 
chen Problemeallein nicht lö- 
sen können; sie brauchen 
mehrdennjedie Bürgerdazu. 
Hier können die Medien ei- 
nen positiven Beitrag leisten 

Klaus Riegert 

und Engagement zeigen. Die 
Politik und die Wirtschaft zu 
kritisieren, ist legitim und be- 
rechtigt, aber zu wenig. Er- 
mutigende Signale von dem 
millionenfachen Engage- 
ment unserer Bürgerinnen 
und Bürger wird mehr für un- 
ser Gemeinwesen bewirken. 

Die Politik muss den Mut 
aufbringen, durch weniger 
Gesetze und Verordnungen 
den Bürgerinnen und Bür- 
gern die Entscheidungs- und 
Verantwortungsbereiche 
zurückzugeben, in denen sie 
selbst entscheiden und ver- 
antworten können und auch 
wollen. 

Wir brauchen in der 

Zukunft die Bürgergesell- 
schaft, weil nursieunsereZu- 
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kunft in einem freiheitlichen 

Gemeinwesen sein kann. 
Klaus Riegert ist der Vor- 

sitzende der Arbeitsgruppe 

Sport und Ehrenamt der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion. 

Weinqualität muss 
international fest- 

geschrieben werden 

Der für die EU-Kommission 

von der Kommissarin Fi- 
scher-Boel ausgehandelte 

Entwurf eines Weinhan- 
delsabkommens zwischen 
der EU und den USA be- 

nachteiligt die europäi- 
schen Erzeuger und trübt 
die berechtigte Erwartung 
der Verbraucher nach ei- 
nem hochwertigen Natur- 
produkt aus traditioneller 

Herstellung. 
Wir unterstützen die ein- 

deutig ablehnende Haltung 
von Bundesminister Seeho- 
fer gegenüber diesem ein- 
seitig die europäischen Er- 
zeuger belastenden Ent- 
wurf. Seiner Intervention ist 
es zu verdanken, dass bei 
dem kurz bevorstehenden 
Treffen der europäischen 

Agrarminister am 19. De- 
zember dieses für unsere 
Weinbauregionen eminent 
wichtige Abkommen nun, 

entgegen der ursprüngli- 
chen Planung, ausführlich 

diskutiert werden wird. 
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Hier gilt es, in Zusam- 
menarbeit mit den anderen 
betroffenen Weinbaunatio- 
nen in Europa weitere Ver- 
handlungen zu fordern und 
damit entscheidende Ver- 
besserungen für die europäi- 
schen Winzer zu erreichen. 

Die USA stellen den wich- 
tigsten Exportmarkt für die 
eUropäischen Weine dar, was 
den Abschluss eines Han- 
delsabkommens notwendig 
macht. Es muss jedoch ge- 
währleistet sein, dass die 
'dentität und die Einzigartig- 
keit deutscher und europäi- 
scher Spitzenprodukte auch 
Weiterhin erhalten bleiben 
und beispielsweise geogra- 
phische Herkunftsangaben 
ausreichend geschützt wer- 
den. Auch die Zulassung 
2ahlreicher neuer oenologi- 
scher Behandlungsverfah- 
ren, die Verdünnung oder 

technische Trennung des 
Weines in seine Bestandteile 
sowie die Zugabe von Ge- 
schmacksstoffen entgegen 
den Empfehlungen der, nur 
von den USA nicht anerkann- 
ten, Internationalen Weinor- 
ganisation in Paris sind nicht 
akzeptabel. Dies würde im 
Verhältnis zu anderen Ver- 
handlungspartnern der EU, 
für die diese Sonderregelun- 

gen nicht gelten, einen Prä- 
zedenzfall schaffen, der so- 
fortige Nachverhandlungen 
rnitdiesen Ländern bedeuten 
Würde. Die Folge wäre eine 

^f 
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weitere Schwächung der 
Wettbewerbsposition deut- 
scher und europäischer Win- 
zer und Weinkellereien, die 
weiterhin auf traditionelle 

und natürliche Weise ihre 
Spitzenprodukte ausbauen 
und vermarkten. 

Es darf nicht sein, dass bei- 
spielsweise zukünftig ameri- 
kanischer Wein, der mit biszu 
30% Wasser verdünnt wer- 
den darf, ohne jegliche Kenn- 
zeichnung verkauft werden 
dürfte. Die Verbraucher ha- 
ben das Recht über die Her- 
stellungsverfahren infor- 
miert zu werden, um so die 
freie Wahl zu behalten. Ande- 

renfalls würde ihnen sugge- 
riert, dass Wein gleich Wein 
sei. Unabhängig davon be- 
deutet dies für die europäi- 
schen Winzer einen erhebli- 
chen Wettbewerbsnachteil. 

Es ist angebracht, über 
eine Art Reinheitsgebot für 
Wein nachzudenken. Ähn- 
lich wie beim Bier, könnte so 
das Image deutscher Weine 

Julia Klöckner 

weiter verbessert werden. 
Die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion wird sich dafür 
einsetzen, die Internationale 
Weinorganisation zu stärken 
und mittelfristig zu einem in- 
ternational anerkannten Co- 
dex für Wein zu gelangen, in 
dem die gängigen und von Er- 
zeugern, Handel und Ver- 
brauchern akzeptierten Her- 
stellungsverfahren definiert 
und festgeschrieben sind. 
Alle nach dem Codex herge- 
stellten Weine sollten dann 
weltweit gehandelt werden 
können. Auf dieser Basis blie- 

ben traditionelle Produkte 
geschützt und Markthemm- 
nisse würden beseitigt, so 
dassdie Regelungen auch vor 
der Welthandelsorganisation 

bestand hätten. 
Peter Bleser ist der Vor- 

sitzende der Arbeitsgruppe 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Julia Klöckner istdie Be- 

richterstatterin für Weinbau. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 
Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9204 
Preis je 100 Stück: 64,50 € 
inkl. MwSt.: 74,82 € 

Streichhölzer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 
Plakatmotiven 

Bestell-Nummer: 9205 
Preis je 100 Stück: 8,50 € 
inkl. MwSt: 9,86 € 

Postkarten-Set „60 Jahre CDU' 
5 verschiedene Motive (1 Set) 

Bestell-Nummer: 9206 

Preis je 25 Sets: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

•«CDU 

  

Urkunde 

„60Jahre CDU-Mitglied" 
DIN A4 

Bestell-Nummer: 0189 

Preis je 50 Stück: 6,10 € 
inkl. MwSt.: 7,08 € 

„60 Jahre CDU" - Rede von Angela 
Merkel anlässlich der Festveranstaltung 

Bestell-Nummer: 5246 
Preis je 50 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt: 17,66 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

ADVENTSZEIT 

Advents-/Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer:2867 
Preis je 25 Stück: 8,00 € 

inkl. MwSt: 9,28 € 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer:9300 
Preis je Stück: 2,00 € 

inkl. MwSt.: 2,32 € 

Klassik-CD 
„Harmonie in Sinfonie" 

Bestell-Nummer:9116 
Preis je Stück: 4,00 € 

inkl. MwSt: 4,64 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
ertelsmann-Versandzentrum 

0stfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

CDU-Geschenkband 
10 mm x 25 m 

Bestell-Nummer:0306 
Preis je Rolle: 4,00 € 

inkl. MwSt.: 4,64 € 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 

34x25 mm, 
Rolle ä 100 Stück 

Bestell-Nummer:0307 
Preis je Rolle: 3,80 € 

inkl. MwSt.: 4,41 € 
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Bestellschein > CDU-Sekt 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Öffentlichkeitsarbeit 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

CDU-FLASCHENPREIS:                            zzgl.MwSt. 
CDU-PRÄSENTKARTONPREIS:            zzgl. MwSt. 

Gesamtkosten gewünschte bestellter 

Gesamtbetrag 
in Euro 

Ohne                                                      (Flaschenlieferung erfolgt ohne Präsentkartons.) 
Kartonverpackung / 
Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 

ohne Präsentkarton zzgl. MwSt. inkl. MwSt. u         o 
Karton / 33,60 € 

(6 Flaschen x 5.60 C) 7,50 € 41,10 € 47,68 € Karton € 

Karton/67,20 € 
(12 Flaschen x 5,60 C) 11,50 € 78,70 € 91,29 € Karton € 

i Karton /100,80 € 
(18 Flaschen x 5,60 €) 15,50 € 116,30 € 134,91 € Karton € 

30-60 Flaschen 

..? Flaschen x 5,60 € 
pauschal 25,00 € Flaschenmenge: Stück € 

Kartonverpackung/ 

Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 
mit Präsentkartons zzgl. MwSt. inkl. MwSt. o         o 

Karton/33,60 € 
(6 Flaschen x 5,60 €) 

(inkl. 6 Präsentkartons) 16,70 € 50,30 € 58,35 € Karton € 

12er Karton/67,20 € 
(12 Flaschen x 5.60) 

(inkl. 12 Präsentkartons) 29,90 € 97,10 € 112,64 € Karton € 

L8or Karton /100,80 € 
(18 Flaschen x 5.60 C) (inkl. 18 Präsentkartons) 43,10 € 143,90 € 166,92 € Karton € 

30-60 Flaschen / 
..? Flaschen x 5,60 € 

pauschal 25,00 € 
..? Präsentkartons x 1,70 € » 

Flaschenmenge: 
Stück € 

» Präsentkartonmenge: Stück € 
• Größere Mengen - über 60 Flaschen - Transportkosten auf Anfrage. 

• Lieferung erfolgt per Paketdienst. Ab 30 Flaschen mit Spedition. Versand innerhalb von 5 Werktagen. 
* Bei einer Bestellmenge ab 30 Flaschen werden die Präsentkartons nur im gefalteten Zustand der Lieferung beigefügt. 
Auf Wunsch erhalten Sie die Sektflaschen direkt in Präsentkartons - zzgl. Konfekt ionierungskosten je Fl.: 0,15€ und MwSt. 
* Präsentkartons können auch separat - ohne Sektflaschen - bestellt werden. (2,00 € je Stück zzgl. Versand und MwSt.) 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sehr geehrte Damen 
und Herren, 

ein heißer Wahlkampf liegt hinter 
uns. Nur mit Ihrem Engagement 
und der tatkräftigen Unterstüt- 
zung vieler freiwilliger Helfer 
konnte dieser Wahlkampf gemeis- 
tert werden. Vielleicht möchten 
auch Sie jetzt einigen Menschen 
für ihren tollen Einsatz danken. 
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
bietet dazu allen CDU-Verbänden 
und Mitgliedern ein besonderes 
„Dankeschön-Präsent" zum Kauf 
an. Wir produzieren speziell für 

Sie einen CDU-Sekt. Rebsorte 
Chardonnay, Geschmacksrich- 
tung Brut. 

Unser CDU-Sekt im 
Geschenkkarton ist ein sehr 
hochwertiges Präsent. 

Das besondere Dankeschön 
eignet sich für viele Anlässe: 
Für Mitgliederehrungen, 
als Dank für Wahlkampfhelfer 
und -unterstützer oder einfach 
für gute Freunde und Partner 
der Partei. 

Wir wünschen Ihnen viel Freude 
beim Verschenken. 

Mit freundlichen Grüßen, 
Ihre CDU-Bundesgeschäftsstelle 

CDU 

CDfl 

Versektet und hergestellt in Deutschland - exklusiv für die CDU Deutschlands. 
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Gemeinsam für Deutschland. 
Mit Mut und Menschlichkeit. 

Koalitionsvertrag von CDU. CSU und SPD Gemeinsam für Deutschland. 
Mit Mut und Menschlichkeit. 

Bestell-Nummer: 5283 
Preis je 10? 

inkl. MwSt.: 19,26 € 

BESTELLANSCHRIFT 

Bestellungen richten Sie bitte direkt an die 

CDU-Bundesgeschäftsstelle, 

Marketing und interne Kommunikation, 

Klingelhöfer Straße 8,10785 Berlin 

Fax 030 22070-389, E-Mail: olaf.dembinski@cdu.de 
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